
§ 1 Zulässige Nutzungen im Gewerbegebiet, GE, § 8 BauNVO

Das Gewerbegebiet (GE) wird gegliedert in die Teilbaugebiete GE 1 bis GE 3. Es dient

vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben.

1.1 Allgemein zulässig sind:

· Gewerbebetriebe aller Art inkl. Betrieben der Logistikbranche, Lagerhäuser, Lagerplätze und

öffentliche Betriebe,

· Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,

· Tankstellen.

Von den Gewerbebetrieben aller Art sind im Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe ohne

Sortimentsbeschränkung zulässig, sofern sie in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang zu

einem Produktions- oder sonstigen Gewerbebetrieb stehen und dem jeweiligen Betrieb wie folgt

untergeordnet ist: Die VKF  nimmt nicht mehr als 10% der Geschossfläche des Betriebs ein und

ist nicht mehr als 150 m² groß.

Von den Gewerbebetrieben aller Art sind Bordelle, Dirnenunterkünfe oder bordellartig geführte

Betriebe (Massagesalons o.ä.) sowie Beherbergungsbetriebe nicht zulässig.

Von den Gewerbebetrieben aller Art sind selbständige Anlagen zur Erzeugung von Strom aus

solarer Strahlungsenergie als Hauptnutzung nicht zulässig.

1.2 Ausnahmsweise zulässig sind:

· Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und

Betriebsleiter, die dem Gewerbegebiet zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und

Baumasse untergeordnet sind,

· Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

1.3 Unzulässig sind:

· Anlagen für sportliche Zwecke,

· Vergnügungsstätten.

§ 2 Abweichende Bauweise, § 22 Abs. 4 BauNVO

Es gilt die abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO. Zulässig sind Gebäudelängen

und -breiten von über 50 m. Im Übrigen gelten die Abstandsvorschriften der Niedersächsischen

Bauordnung.

§ 3 Höhe der baulichen Anlagen, § 18 BauNVO

Die festgesetzten Höhen der baulichen Anlagen gelten als Maximalwerte.

Als unterer Bezugspunkt für die Bestimmung der Höhe der baulichen Anlagen wird die

Oberkante (Endausbau) der an das Baugrundstück angrenzenden Erschließungsstraße

(Straßenachse) im Bereich der Hauptgrundstückszufahrt festgesetzt. Als oberer Bezugspunkt gilt

der höchste Punkt der Dacheindeckung oder für Gebäude mit Flachdächern die Oberkante des

Gebäudes oder Hauptgesimses. Die zulässige bauliche Höhe kann durch untergeordnete und /

oder technische Bauteile mit Grundflächen bis max. 20 m² bis zu 3,0 m überschritten werden.

§ 4 Leitungsrecht § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Das festgesetzte Leitungsrecht dient der Sicherung der Gashochdruckleitung 38a

Lehringen-Kolshorn. Es gilt ein Schutzstreifen von 5 m beidseitig der Achse, der von Bebauung

und Bewuchs freizuhalten ist, ausgenommen oberflächige Befestigungen, z.B. Fahrwege, die bis

zu einem Abstand von 2 m an die Achse der Gasleitung heranrücken dürfen. In Leitungsnähe

sind Erdarbeiten nur nach vorheriger Abstimmung mit ExxonMobilProduction GmbH,

Erdgasproduktionsbetrieb Voigtei, Postfach 1154, 31593 Steyerberg, Tel.: 05769/90

durchzuführen.

§ 5 Oberflächenentwässerung, § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB

Anfallendes Oberflächenwasser ist auf den Baugrundstücken zur Versickerung zu bringen oder

zu verwenden. Der Bemessungsgrundwasserstand wird mit 24 m üNN definiert.

§ 6 Lärmschutz (Gewerbelärm-Kontingentierung), § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Für das Plangebiet sind entsprechend § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 der BauNVO Festsetzungen in

Form einer Gewerbelärmkontingentierung getroffen.

In den Teilflächen GE 1, GE 2, GE 3 des Plangebietes sind Betriebe und Anlagen zulässig,

deren Geräusche die in der Planzeichnung festgesetzten Emissionskontingente  L

EK

 nach  DIN

45691,  Ausgabe  Dezember  2006,  weder  tagsüber (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts

(22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) überschreiten:

Es werden richtungsgebundene Zusatzkontingente festgesetzt. Für die in den dargestellten

Richtungssektoren  A  bis  C liegenden  Immissionsorte darf in den Gleichungen (6) und (7) der

DIN 45691 das Emissionskontingent L

EK

 der einzelnen Teilflächen durch L

EK

 + L

EK,zus

ersetzt werden. Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5.

Bezugspunkt: X = 32541200,00

Y = 5847100,00

Teilfläche Richtungsvektor Zusatzkontingent

Anfang  Ende Tag in dB(A)     Nacht in dB(A)

Sektor A 90 160 2 2

Sektor B 160 230 6 6

Sektor C 230 300 0 0

Sektor D 300 90 4 4

Auf Grund der Auslegung der Kontingente kann die Relevanzgrenze der DIN 45691: „Ein

Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, wenn der

Beurteilungspegel L

r,,j

 den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um

mindestens 15 dB unterschreitet (Relevanzgrenze)“ nicht angewendet werden.

Grundlage der Festsetzungen ist die schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 36,

Büro TA-D, Düsseldorf, vom 20.07.2019: TA-D 2019-01-03-D B-Plan 36, 1. Änderung.

Richtungssektoren:

(Quelle: Schalltechn. Untersuchung TAD)

§ 7 Durchlassbauwerk, § 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB

An der im Plan markierten Stelle ist ein Durchlassbauwerk für den Entwässerungsgraben zu

errichten. Dieser ist entsprechend der markierten Führung zu verlegen. Die technische

Ausgestaltung des Bauwerks ist mit dem Landkreis Heidekreis als Unterer Wasserbehörde

abzustimmen. Es wird ein wasserrechtlicher Genehmigungsantrag gestellt.

§ 8 Öffentliche Grünflächen, § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Öffentliche Grünfläche G1 - Festsetzung i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB: Innerhalb der öff.

Grünfläche 1 befindet sich der Krusenhausener Bach. Im gekennzeichneten Abschnitt erfolgt die

Umkehrung der Fließrichtung. Hierfür liegt eine wasserrechtliche Genehmigung vor.

Öffentliche Grünfläche G2 - Festsetzung i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB: Innerhalb der öff.

Grünfläche 2 erfolgt der Neubau eines Verbindungsabschnitts zwischen dem Krusenhausener

Bach, vgl. Öff. Grünfläche G1, und dem vorhandenen Entwässerungsgraben Ri. Südosten.

Hierfür liegt eine wasserrechtliche Genehmigung vor.

Öffentliche Grünfläche G3 - Festsetzung i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB: Innerhalb der öff.

Grünfläche G3 befindet sich der Krusenhausener Bach mit einem gewässerbegleitenden

Pflegeweg i.S. des Nds. Wassergesetzes (NWG) bzw. dessen Fortsetzung Ri. Südosten / Osten.

Maßnahmen am / im Gewässer sind nicht vorgesehen.

§ 9 Eingriffsvermeidung, besondere Maßnahmen des Artenschutzes, § 9 Abs. 1 Nr. 20

BauGB

Generell gilt: Während der gesamten Bauarbeiten ist eine Ökologische Baubegleitung /

Umweltbaubegleitung (UBB) vorzusehen.

Schutz von Brutvögeln und Fledermäusen:

Bei sämtlichen Baumaßnahmen sind die Schutzbestimmungen des Bundesartenschutzrechts

einzuhalten. Das Fällen von Gehölzen sind zum Schutz von Brutvögeln nur in der Zeit vom 01.

Oktober bis zum 28. Februar zulässig (in Anlehnung an § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG).

Ausnahmeregelungen bedürfen der Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde. Dabei gilt als

Voraussetzung: Potenzielle Höhlenbäume sind durch eine fachkundige Person u.a auf

Fledermausbesatz zu überprüfen. Eine Fällung findet erst statt, wenn eine gegenwärtige Nutzung

durch einzelne Tiere mit ausreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann. Je nach Anzahl

der Quartierverluste sind im Umfeld des Eingriffs geeignete Ersatzquartiere (z.B.

Fledermauskästen) anzubringen. Werden Fledermäuse festgestellt, ist in Abstimmung mit der

UBB und der UNB das weitere Vorgehen abzustimmen (Einwegverschluss am Eingang,

elementweises Fällen, Entnahme und Absetzen in Überwinterungskästen oder „Abwarten“).

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

ALLGEMEINE HINWEISE

I. Denkmalschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes besteht die Möglichkeit des Auftretens

archäologischer Bodenfunde. Auf das Niedersächsische Denkmalschutzgesetz (NDSchG), § 6

„Erhaltungspflicht“, § 13 „Erdarbeiten“ und § 14 „Bodenfunde“ wird besonders hingewiesen.

Archäologische Bodenfunde unterliegen der Meldepflicht. Sie sind bei Zutagetreten durch

Baumaßnahmen unverzüglich bei der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises

Heidekreis, Tel.: 05191/970-796, anzuzeigen. Es ist eine flächendeckende Prospektion des

Plangebietes erforderlich (Abstimmung mit dem Landesamt für Denkmalpflege, Lüneburg).

II. Bodenschutz

Bei Bekanntwerden von Anzeichen einer möglichen schädlichen Bodenverunreinigung - z.B.

Vergrabungen (Hausmüll, Bauschutt etc.) oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens

(Verfärbungen, Geruch etc.) - ist die Untere Bodenschutzbehörde, Landkreis Heidekreis,

unverzüglich einzuschalten.

III. Bauverbotszone

Innerhalb der Bauverbotszone von 20 m vom befestigten Fahrbahnrand der Landesstraße L 191

sind gem. § 24 Abs. 1 NStrG jegliche bauliche Anlagen wie Carports, Garagen, Nebenanlagen,

Lager- und Abstellflächen, Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfanges nicht zulässig.

Ausnahmen bedürfen der ausdrücklichen Zustimmung der Nds. Landesbehörde für Straßenbau

und Verkehr. Nicht zulässig sind außerdem gem. § 24 Abs. 2 NStrG Werbeanlagen, die die

Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs beeinträchtigen.

IV. Einsichtnahme von Normen und Regelwerken

Die im Rahmen der Bauleitplanung angesprochenen Normen und Regelwerke, insbesondere die

DIN 45691 und DIN 4109 (vgl. Lärmgutachten), werden bei der Gemeinde Hodenhagen zur

Einsicht bereit gehalten.

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFT

1. Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der Örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung baulicher Anlagen ist der

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 36.

2. Werbeanlagen

Werbeanlagen sind ausschließlich an der Stätte der Leistung zulässig (Fremdwerbeanlagen sind

nicht zulässig). Werbeanlagen dürfen die jeweils zulässigen Höhen baulicher Anlagen nicht

überschreiten. Die festgesetzte Überschreitungsmöglichkeit der festgesetzten Höhen baulicher

Anlagen durch technische oder untergeordnete Bauteile gilt nicht für Werbeanlagen. Auf die

Lichtimmissionen reduzierenden Regelungen zur Eingriffsvermeidung, vgl. textliche

Festsetzungen, wird hingewiesen.

3. Regenerative Energien

Bei baulichen Anlagen sind Materialien und baulich notwendige Maßnahmen zur Nutzung

regenerativer Energien, insbesondere der Solarenergie, ausdrücklich zulässig. Es muss

mindestens ein Abstand von 0,5 m zum Randabschluss des Daches eingehalten werden.

4. Ordnungswidrigkeiten

Verstöße gegen diese örtliche Bauvorschrift sind Ordnungswidrigkeiten, § 80 Abs. 3 NBauO, die

mit einer Geldbuße gem. § 80 Abs. 5 NBauO geahndet werden.

Entwurf

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öff. Belange gem. § 4 (2) BauGB

Stand: 18.07.2019

1:2.000

Die Baufeldfreimachung ist außerhalb des Zeitraums zwischen Mitte März und Mitte August

durchzuführen.

Baubetrieb / Schutz von Gehölzen:

Für die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB festgesetzten Gehölze gilt: Bei allen Baumaßnahmen

sind die Bäume im Einwirkungsbereich gemäß DIN 18920 (Schutz von Bäumen,

Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen, Ausgabe 2002-08) sowie der

RAS-LP 4 (Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil Landschaftspflege, Abschnitt 4) vor

Beschädigungen zu schützen. Zum Schutz von Einzelbäumen/Gehölzbeständen direkt

angrenzend an das Baufeld sind an entsprechend ausgewiesenen Stellen bzw. in Abstimmung

mit der Umweltbaubegleitung (UBB) ortsfeste Schutzzäune gemäß RAS-LP 4 vorzusehen. Es ist

sicherzustellen, dass der Boden im gesamten Wurzelbereich (Kronenbereich) nicht überschüttet,

durch Befahren verdichtet, verunreinigt oder abgegraben wird. Abgängige Bäume sind in

gleicher Art und an gleicher Stelle zu ersetzen.

Baustelleneinrichtungsflächen (Arbeitsstreifen, Baubetriebs- und Lagerflächen) sind möglichst

auf bereits versiegelten Flächen im Umfeld bzw. in zukünftig überbauten Bereichen einzurichten.

Die für die Bepflanzung mit Gehölzen festgesetzten Flächen sind soweit möglich vor Beginn der

Baumaßnahmen aus dem aus dem Baufeld auszuzäunen und vor einer Befahrung mit

Baumaschinen etc. zu schützen. Zum Schutz von Einzelbäumen/Gehölzbeständen direkt

angrenzend an das Baufeld sind an entsprechend ausgewiesenen Stellen bzw. in Abstimmung

mit der Umweltbaubegleitung (UBB) ortsfeste Schutzzäune gemäß RAS-LP 4 vorzusehen.

Boden:

Anfallender Oberboden ist unter der Beachtung der Bodenfeuchte und entsprechender

Einsatzgrenzen von Baumaschinen (siehe z.B. LBEG

1

) schonend abzutragen, möglichst ohne

Zwischenlagerung abzutransportieren und ggf. ortsnah wiederzuverwenden. Nicht

wiederverwendbarerer Boden ist fachgerecht zu entsorgen.

Bei Zwischenlagerung sind Ober- und Unterboden sowie ggf. unterschiedliche Bodenarten

getrennt voneinander  zu lagern. Der Oberboden ist in Mieten zu lagern, die eine Höhe von 2 m

nicht überschreiten. Oberbodenmieten dürfen nicht befahren werden.

Sämtliche durch die Bautätigkeit vorübergehend in Anspruch genommenen Flächen werden nach

Abschluss der Baumaßnahme für die Fortsetzung der bisherigen bzw. der im B-Plan

vorgesehenen Nutzung ordnungsgemäß rekultiviert. Dies umfasst die Beseitigung von

Baustoffresten sowie die Tiefenlockerung des Bodens in Bereichen mit baubedingten

Verdichtungen.

Bei sämtlichen Bodenarbeiten sind die Vorgaben nach DIN 19731, 18300 und 18915 zu

berücksichtigen.

1

  LANDESAMT FÜR BERGBAU, ENERGIE UND GEOLOGIE (LBEG), 2014: Bodenschutz beim Bauen. Ein Leitfaden für den

behördlichen Vollzug in Niedersachsen, www.lbeg-niedersachsen.de

Umsiedlungen

Die im Plangebiet vorhandenen Ameisenhügel der Roten Waldameise (Formica rufa x polyctena)

werden durch einen Fachexperten (Ameisenbetreuer des LK Heidekreis) umgesiedelt. Eine

Umsiedlung muss rechtzeitig vor Baubeginn erfolgen und ist jahreszeitlich bedingt, in

Abstimmung mit dem Ameisenbetreuer des LK Heidekreis und der Unteren Naturschutzbehörde,

bis spätestens 15. August eines Jahres abzuschließen. Die genauen Umsiedlungssandorte sind

in Abstimmung mit dem Fachexperten festzulegen.

Die im Plangebiet vorhandenen Gräben werden stattdessen ca. 2 Wochen vor Baubeginn nach

verbliebenen Amphibien abgesucht und vorhandene Tiere mittels Kescher o.Ä. eingesammelt. Im

Anschluss werden die gefangenen Tiere in geeignete Winterhabitate im Umfeld des Vorhabens

umgesetzt. Die Standorte zum Aussetzten der Tiere sind in Absprache mit dem Fachexperten

(Biologen) vorab festzulegen.

Um eine Rückwanderung in das Baufeld zu verhindern, sind je nach Baufortschritt bzw.

geplantem Bauablauf und in Abstimmung mit dem Fachexperten (Biologen) bzw. der UBB im

Folgejahr rechtzeitig vor Beginn der Wanderungszeiten Anfang März ggf. abschnittsweise

Amphibienschutzzäune entlang der Baufeldgrenzen zu errichten.

Reduzierung von Lichtimmissionen

Um Beeinträchtigungen von nachtaktiven Insekten und anderen lichtempfindlichen Tierarten zu

verringern, sind bei der Straßenbeleuchtung sowie der Außenbeleuchtung an Gebäuden

ausschließlich insektenfreundliche Lampen wie z.B. Natriumdampfhochdrucklampen

(SE/ST-Lampen) oder LED´s zu verwenden, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB. Außenbeleuchtung ist

nach unten auszurichten, es sei denn betriebliche Erfordernisse (z.B. der Sicherheit) verlangen

zwingend und nachweislich eine andere Ausrichtung. Werbeanlagen mit wechselndem,

bewegtem oder laufendem Licht und Booster (Lichtwerbung am Himmel) sind nicht zulässig.

§ 10 Anpflanzungen im Baugebiet, § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Maßnahmen P1 / P2:

Anlage von Einzelbaumreihen zwischen gewerblichen Bauflächen:

- Maßnahmenfläche P1: Pflanzung von insgesamt 22 Einzelbäumen

- Maßnahmenfläche P2: Pflanzung von insgesamt 8 Einzelbäumen

Je nach Wahl der Baumart erfolgt die Pflanzung als Hochstamm / Alleebaum oder Heister mit

einem Pflanzabstand von jeweils ca. 10 m. Für die Pflanzungen sind standortgerechte,

heimische Laubbäume aus möglichst regionalen Herkünften zu verwenden. Die

Gehölzartenauswahl ist an der Vorschlagsliste für die Pflanzung von Hecken und Feldgehölzen

der Stiftung Kulturlandpflege zu orientieren.

Angabe zu Pflanzdichten und Gehölzqualitäten:

- Einreihige Baumpflanzung, Pflanzabstand ca. 10 m

- Gehölzqualitäten: Bäume 1. Ordnung als Hochstämme, 3x verpflanzt, mit Drahtballen, 16-18

cm Stammumfang (H. 3xv, mDB) oder Bäume 2. Ordnung als Heister mit Ballen, 125-150 cm

Höhe (Hei. mB 125-150)

Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten und vor Beeinträchtigungen zu schützen, der Ausfall

einzelner Bäume ist gleichwertig zu ersetzen. Die Bodenflächen in den Pflanzstreifen sind mit

Ansaaten (Landschaftsrasen) möglichst aus heimischen und standortgerechten

Saatgutmischungen einzusäen.  Die Pflanzungen werden spätestens in der ersten Pflanzperiode

nach Beginn der Erschließungsarbeiten umgesetzt. Die Anpflanzungen sind zum Schutz vor

Verbiss mit einem Wildschutzzaun (Höhe mind. 1,60 m) einzuzäunen. Der Zaun ist spätestens

nach 5-6 Jahren zu entfernen. Dauerhafte Einfriedungen sind unzulässig. Detaillierte

Festlegungen zu den konkret zu pflanzenden Arten und ihrer Verteilung innerhalb der

Pflanzflächen werden im Rahmen der Landschaftspflegerischen Ausführungsplanung (LAP)

getroffen. Es erfolgen eine Fertigstellungs- und Entwicklungspflege nach DIN 18916 und DIN

18917. Im Anschluss sind die Bestände regelmäßig zu kontrollieren (alle 5 bis 7 Jahre) und nach

Bedarf zu pflegen (Baumschnitt etc.). Ausgefallene Gehölze sind zu ersetzen, um eine

lückenlose Struktur aufrecht zu erhalten.

Maßnahme P3

Anlage einer mehrreihigen, blickdichten Strauch-Baumhecke (Breite 15 m). Für die

Gehölzpflanzungen sind heimische, standortgerechte Arten aus regionaler Herkunft zu

verwenden. Die Wahl der Gehölze ist an der Vorschlagsliste für die Pflanzung von Hecken und

Feldgehölzen der Stiftung Kulturlandpflege zu orientieren.

Angabe zu Pflanzdichten und Gehölzqualitäten:

- mehrreihige Strauch-Baumpflanzung, Pflanzabstand 1,5 m, Reihenabstand 1,50 m

- Anlage der Pflanzreihen erfolgt versetzt

- Gehölzqualitäten: Verpflanzte Sträucher mit Ballen, 4 Triebe, 60-100 cm Höhe (vStr mB, 4 Tr.

60-100), Bäume 1. Ordnung als Hochstämme, 3x verpflanzt, mit Drahtballen, 16-18 cm

Stammumfang (H. 3xv, mDB), Bäume 2. Ordnung als Heister mit Ballen, 125-150 cm Höhe

(Hei. mB 125-150)

- Bäume 1. Ordnung alle 25 m, sporadisch versetzt, Bäume 2. Ordnung alle 8-12 m, versetzt, in

Gruppen von 2-3 Stk.

- Pflanzung der Bäume 1. und 2. Ordnung innerhalb des Rasters der Strauchpflanzung, jeweils

einen Strauch ersetzend

Die Bäume und Sträucher sind dauerhaft zu erhalten und vor Beeinträchtigungen zu schützen,

der Ausfall einzelner Bäume bzw. Sträucher ist gleichwertig zu ersetzen. Die Gehölzpflanzungen

werden spätestens in der ersten Pflanzperiode nach Beginn der Erschließungsarbeiten

umgesetzt. Die Anpflanzungen sind zum Schutz vor Verbiss mit einem Wildschutzzaun (Höhe

mind. 1,60 m) einzuzäunen. Der Zaun ist spätestens nach 6 Jahren zu entfernen. Detaillierte

Festlegungen zu den konkret zu pflanzenden Arten und ihrer Verteilung innerhalb der

Pflanzflächen werden im Rahmen der Landschaftspflegerischen Ausführungsplanung (LAP)

getroffen. Es erfolgt eine Fertigstellungs- und Entwicklungspflege nach DIN 18916 und DIN

18917. Im Anschluss ist die Gehölzpflanzung regelmäßig zu kontrollieren und nach Bedarf zu

pflegen (z.B. Rückschnitt, ggf. Ersatz ausgefallener Bäume und Sträucher)

§ 11 Maßnahmenflächen, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, Pflanzungen außerhalb des

Baugebietes, § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Maßnahme M1:

Ausführung analog P3, vgl. § 10 der textlichen Festsetzungen.

Maßnahme M2:

Die Maßnahmenfläche wird im nördlichen Abschnitt mit einer mehrreihigen, blickdichten

Strauch-Baumhecke (Breite ca. 15 m) bepflanzt und geht in südliche Richtung in eine

mehrreihige, lückigere Strauchhecke (Breite ca. 8 m) über. Die Gehölzpflanzungen erfolgen mit

heimischen, standortgerechten Arten aus regionalen Herkünften. Die Wahl der Gehölze ist an

der Vorschlagsliste für die Pflanzung von Hecken und Feldgehölzen der Stiftung Kulturlandpflege

zu orientieren.

Angabe zu Pflanzdichten und Gehölzqualitäten:

Strauch-Baumhecke:

- mehrreihige Strauch-Baumpflanzung, Pflanzabstand 1,5 m, Reihenabstand 1,50 m

- Anlage der Pflanzreihen erfolgt versetzt

- Gehölzqualitäten: Verpflanzte Sträucher mit Ballen, 4 Triebe, 60-100 cm Höhe (vStr mB, 4 Tr.

60-100), Bäume 1. Ordnung als Hochstämme, 3x verpflanzt, mit Drahtballen, 16-18 cm

Stammumfang (H. 3xv, mDB), Bäume 2. Ordnung als Heister mit Ballen, 125-150 cm Höhe

(Hei. mB 125-150)

- Bäume 1. Ordnung alle 25 m, sporadisch versetzt, Bäume 2. Ordnung alle 8-12 m, versetzt, in

Gruppen von 2-3 Stk.

-

- Pflanzung der Bäume 1. und 2. Ordnung innerhalb des Rasters der Strauchpflanzung, jeweils

einen Strauch ersetzend.

Strauch-Hecke:

- 3-reihige Strauchpflanzung, Pflanzraster 1,5 x 1,5  m

- Anlage der Pflanzreihen erfolgt versetzt

- In der dritten Reihe jeden dritten Strauch in Richtung Maßnahmenfläche M3 auslassend

(Entwicklung eines verzahnten Übergang ins Grünland)

- Gehölzqualitäten: Verpflanzte Sträucher mit Ballen, 4 Triebe, 60-100 cm Höhe (vStr mB, 4 Tr.

60-100)

Die Bäume und Sträucher sind dauerhaft zu erhalten und vor Beeinträchtigungen zu schützen,

der Ausfall einzelner Bäume bzw. Sträucher ist gleichwertig zu ersetzen.

Die Anpflanzungen sind zum Schutz vor Verbiss mit einem Wildschutzzaun (Höhe mind. 1,60 m)

einzuzäunen. Der Zaun ist spätestens nach 5-6 Jahren zu entfernen. Dauerhafte Einfriedungen

sind unzulässig. Detaillierte Festlegungen zu den konkret zu pflanzenden Arten und ihrer

Verteilung innerhalb der Pflanzflächen werden im Rahmen der Landschafspflegerischen

Ausführungsplanung (LAP) getroffen. Es erfolgt eine Fertigstellungs- und Entwicklungspflege

nach DIN 18916 und DIN 18917. Im Anschluss ist die Gehölzpflanzung regelmäßig zu

kontrollieren und nach Bedarf zu pflegen (z.B. Rückschnitt, ggf. Ersatz ausgefallener Bäume und

Sträucher).

Maßnahme M3:

Auf der Maßnahmenfläche (Extensiv-Grünland) erfolgt die Anlage von zwei amphibiengerecht

gestalteten temporären Kleingewässern. Hierfür sind flache Senken (ca. 50-60 m lang, ca. 10 m

breit) in Ausrichtung parallel zur Bewirtschaftungsrichtung des Grünlands anzulegen. Die

Gewässer sollten eine Fläche von ca. 500 - 600 qm aufweisen. In Abhängigkeit der

Bodenverhältnisse vor Ort sowie der vorhandenen Grundwasserstände ist eine maximale

Gewässertiefe zu wählen, die temporäre Wasserstände bis in den Frühsommer hinein

ermöglicht. In trockenen Jahren soll eine Pflegemahd der dann trocken fallenden Gewässer

möglich sein, um Gehölzaufwuchs zu vermeiden. Dementsprechend flach sind die Uferbereiche

auszubilden.

Der Bodenaushub ist aus dem Grünland abzutransportieren und wiederzuverwenden bzw.

fachgerecht zu entsorgen. Die Wasserspeisung erfolgt durch Grund- und/oder Regenwasser. Um

Konflikte mit dem Straßenverkehr zu vermeiden, sollten die Gewässer möglichst abseits der

L 191 platziert werden (d.h. möglichst im Nordosten der Maßnahmenflächen). Die Gewässer sind

zudem so zu platzieren, dass eine Pflege der verbleibenden Grünlandfläche weiterhin gut

erfolgen kann.

Die Gewässer sollten möglichst besonnt sein, sie können vereinzelt auch beschattete

Teilbereiche aufweisen.

Die Umsetzung der Maßnahmen sollte frühzeitig erfolgen, damit die Gewässer im nächsten

Frühjahr 2020 potenziell bereits von Amphibien genutzt werden können.

Detaillierte Festlegungen zur endgültigen Lage, Größe, Ausformung und Herstellung der

Kleingewässer werden im Rahmen der Landschaftspflegerischen Ausführungsplanung (LAP) in

Abhängigkeit vorhandener Bodentypen sowie Grundwasserstände in Abstimmung mit der

Unteren Naturschutzbehörde getroffen.

Das auf der übrigen Maßnahmenfläche bestehende Grünland wird extensiv als 1-2 schürige

Mähwiese bewirtschaftet. Das Mahdgut ist abzutransportieren. Der Einsatz von Pestiziden und

Düngemitteln ist auf der Fläche nicht gestattet. Eine potenzielle Bekämpfung unerwünschter

Tier- oder Pflanzenarten ist mit der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

Maßnahme M4:

Anlage einer linearen Baum-Strauchreihe als Fortsetzung bzw. in Anlehnung an die südwestlich

angrenzende Strauch-Baum-Pflanzung des BP Nr. 32 „Krusenhausener Weg“. Für die

Gehölzpflanzungen sind heimische, standortgerechte Arten aus möglichst regionalen Herkünften

zu verwenden. Die Wahl der Gehölze ist an der Vorschlagsliste für die Pflanzung von Hecken

und Feldgehölzen der Stiftung Kulturlandpflege zu orientieren.

Angabe zu Pflanzdichten und Gehölzqualitäten:

- Einreihige Strauch-Baum-Pflanzung, Pflanzabstand ca. 1,50 m

- je nach Wahl der Baumart erfolgt die Pflanzung als Hochstamm / Alleebaum oder Heister

- Gehölzqualitäten: Verpflanzte Sträucher mit Ballen, 4 Triebe, 60-100 cm Höhe (vStr mB, 4 Tr.

60-100), Bäume 1. Ordnung als Hochstämme, 3x verpflanzt, mit Drahtballen, 16-18 cm

Stammumfang (H. 3xv, mDB), Bäume 2. Ordnung als Heister mit Ballen, 125-150 cm Höhe

(Hei. mB 125-150)

- Pflanzung der Bäume 1. und 2. Ordnung innerhalb des Pflanzrasters, jeweils jeden sechsten

Strauch ersetzend

Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten und vor Beeinträchtigungen zu schützen, der Ausfall

einzelner Bäume bzw. Sträucher ist gleichwertig zu ersetzen. Die Bodenfläche des

Pflanzstreifens ist mit einer Ansaat (Landschaftsrasen) möglichst aus heimischen und

standortgerechten Saatgutmischungen einzusäen.  Die Pflanzungen werden spätestens in der

ersten Pflanzperiode nach Beginn der Erschließungsarbeiten umgesetzt. Die Anpflanzungen sind

zum Schutz vor Verbiss mit einem Wildschutzzaun (Höhe mind. 1,60 m) einzuzäunen. Der Zaun

ist spätestens nach 6 Jahren zu entfernen. Dauerhafte Einfriedungen sind unzulässig. Detaillierte

Festlegungen zu den konkret zu pflanzenden Arten und ihrer Verteilung innerhalb der

Pflanzflächen werden im Rahmen der Landschaftspflegerischen Ausführungsplanung (LAP)

getroffen.

§ 12 Kompensation extern, § 9 abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. 1a Abs. 3 BauGB

Maßnahme 6 A

CEF

: Gemarkung Krelingen, Flur 15, Flurstück 24/2 (z.T):

Die Maßnahmenfläche wird im nordwestlichen Abschnitt mit einer mehrreihigen, geschlossenen

Strauch-Baumhecke (Breite ca. 15 m) bepflanzt und geht in südöstlicher Richtung in eine

mehrreihige Strauchhecke (Breite ebenfalls ca. 15 m) über. Die Gehölzpflanzungen erfolgen mit

heimischen, standortgerechten Arten aus regionalen Herkünften. Die Wahl der Gehölze ist an

der Vorschlagsliste für die Pflanzung von Hecken und Feldgehölzen der Stiftung Kulturlandpflege

zu orientieren.

Angabe zu Pflanzdichten und Gehölzqualitäten:

Strauch-Baumhecke:

- mehrreihige Strauch-Baumpflanzung, Pflanzabstand 1,5 m, Reihenabstand 1,50 m

- Anlage der Pflanzreihen erfolgt versetzt

- Gehölzqualitäten: Verpflanzte Sträucher mit Ballen, 4 Triebe, 60-100 cm Höhe (vStr mB, 4 Tr.

60-100), Bäume 1. Ordnung als Hochstämme, 3x verpflanzt, mit Drahtballen, 16-18 cm

Stammumfang (H. 3xv, mDB), Bäume 2. Ordnung als Heister mit Ballen, 125-150 cm Höhe

(Hei. mB 125-150)

- Bäume 1. Ordnung alle 25 m, sporadisch versetzt, Bäume 2. Ordnung alle 8-12 m, versetzt, in

Gruppen von 2-3 Stk.

- Pflanzung der Bäume 1. und 2. Ordnung innerhalb des Rasters der Strauchpflanzung, jeweils

einen Strauch ersetzend

Strauch-Hecke:

- mehrreihige Strauchpflanzung, Pflanzraster 1,5 x 1,5  m

- Anlage der Pflanzreihen erfolgt versetzt

- Gehölzqualitäten: Verpflanzte Sträucher mit Ballen, 4 Triebe, 60-100 cm Höhe (vStr mB, 4 Tr.

60-100)

Die Bäume und Sträucher sind dauerhaft zu erhalten und vor Beeinträchtigungen zu schützen,

der Ausfall einzelner Bäume bzw. Sträucher ist gleichwertig zu ersetzen.

Die Anpflanzungen sind zum Schutz vor Verbiss mit einem Wildschutzzaun (Höhe mind. 1,60 m)

einzuzäunen. Der Zaun ist spätestens nach 5-6 Jahren zu entfernen. Dauerhafte Einfriedungen

sind unzulässig. Detaillierte Festlegungen zu den konkret zu pflanzenden Arten und ihrer

Verteilung innerhalb der Pflanzflächen werden im Rahmen der Landschafspflegerischen

Ausführungsplanung (LAP) getroffen. Es erfolgt eine Fertigstellungs- und Entwicklungspflege

nach DIN 18916 und DIN 18917. Im Anschluss ist die Gehölzpflanzung regelmäßig zu

kontrollieren und nach Bedarf zu pflegen (z.B. Rückschnitt, ggf. Ersatz ausgefallener Bäume und

Sträucher).

Maßnahme 7 A

CEF

: Gemarkung Hötzingen, Flur 5, Flurstück 8/9 (z.T.), Gemarkung Alvern,

Flur 5, Flurstück 79/12 (z.T.), Gemarkung Walsrode, Flur 16, Flurstück 36/5 (z.T.):

Eine intensiv genutzte Grünlandfläche wird durch ein entsprechend extensiv orientiertes

Mahdregime, Regulierung des Düngemitteleinsatzes und ggf. Einsaat von zertifiziertem

Regio-Saatgut zu mesophilem Grünland entwickelt. Bei der Anlage und der Erhaltungspflege der

Grünlandfläche sind folgende (vertraglich vereinbarte) Grundsätze zu beachten:

a. Ein Umbruch und Neueinsaat der Grünlandfläche ist dauerhaft zu unterlassen. Sollte im Fall

eines Massenauftretens von invasiven Arten ein Umbruch oder eine Neueinsaat fachlich

unabdingbar sein, ist hierzu eine Sonderregelung in Abstimmung mit der Naturschutzstiftung

und der zuständigen Naturschutzbehörde zu treffen (vgl. § 2 Abs. 3 lit. f).

b. Bei einer Pflege durch Beweidung ist der Tierbesatz auf 1,5 Großvieheinheiten (GVE) je

Hektar zu beschränken, bei einer Ganzjahresbeweidung auf 0,8 GVE. Eine Zufütterung der

Tiere auf der Fläche wird untersagt. Ausnahmen sind nach Absprache mit der Stiftung

möglich.

c. Wird die Fläche nicht beweidet, ist eine Mahd ist 1-2 jährlich durchzuführen. Frühester

Mahdtermin ist jeweils der 15. Juni. In Absprache mit der Stiftung können im Einzelfall andere

Termine vereinbart werden. Eine Nachbeweidung der Fläche nach der Mahd ist in Absprache

mit der Stiftung möglich.

d. Das Schleppen und Walzen der Flächen hat bedarfsgerecht zu erfolgen, ein regelmäßiges

flächiges Schleppen und Walzen der Flächen hat zu unterbleiben. Zum Schutz von

Wiesenbrütern und anderer Arten sind maschinelle Arbeiten wie das Abschleppen der Flächen

bedarfsgerecht jeweils bis zum 15. März abzuschließen. Ausnahmen bedürfen der Absprache

mit der Naturschutzstiftung Heidekreis GmbH.

e. Die eventuelle initiale Einsaat (Zusaat) auf Teilen der Fläche mit zertifiziertem Regiosaatgut

hat in Abstimmung mit der Stiftung zu erfolgen. Das Saatgut liefert im Bedarfsfalle die Stiftung,

die Einsaat erfolgt durch den Grundstückseigentümer bzw. durch ihn beauftragte Dritte.

f. Der gezielte punktuelle Einsatz von Herbiziden ist bei Vorkommen von unerwünschten

Einzelexemplaren von Problempflanzen wie zum Beispiel Jakobs-Greiskraut (Senecio

jacobaea) nach Absprache mit der Naturschutzstiftung Heidekreis und ggf. der zuständigen

Naturschutzbehörde möglich.

g. Eine bedarfsgerechte Erhaltungsdüngung zur Etablierung bzw. Erhaltung von Zielbiotoptypen

ist nach Abstimmung mit der Naturschutzstiftung Heidekreis GmbH mit einer organischen

N-Düngung in einer jährlichen Menge von bis zu 50 kg/ha zulässig. Eine bedarfsweise

Ca-Mg-K Düngung ist nach Bedarf und Absprache zulässig. Der Einsatz von synthetischen N

und P Düngemitteln ist zu unterlassen. Gärsubstrate, Geflügelkot und Klärschlämme sind

nicht zulässig. Bedarfsänderungen sind mit der Stiftung, bzw. mit der Unteren

Naturschutzbehörde des Heidekreises abzustimmen.

Die Dokumentation des Entwicklungszustandes erfolgt durch die Naturschutzstiftung Heidekreis

in Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde und umfasst regelmäßige Erhebungen des

floristischen Arteninventars und Kontrollen zur Einhaltung der mit dem Flächeneigentümer

vertraglich geregelten Auflagen.

Maßnahmen 8A / 9A:

Installation von 10 Nistkästen (5 Starenkästen und 5 weitere Universalkästen) innerhalb eines

Suchraums von ca. 2 km im Umfeld des Eingriffsorts in bestehenden oder im Rahmen des

Vorhabens zu entwickelnden Gehölzbeständen innerhalb oder außerhalb des Geltungsbereichs

des Bebauungsplans Nr. 36). Die Nistkästen sind für einen Zeitraum von 30 Jahren

funktionsfähig zu halten. Die Anbringungsorte sind im Zuge der Ausführungsplanung von einem

Experten (Biologen) zu bestimmen.

Installation von 20 Kastenquartieren für Fledermäuse (10 Flachkästen und 10 Höhlenkästen Typ

2FN) in bestehenden oder im Rahmen des Vorhabens zu entwickelnden Gehölzbeständen im

nahen Umfeld des Eingriffs (Suchraum ca. 1-2 km). Die Kastenquartiere werden in 4 Gruppen à

5 Kästen (Flach- und Höhlenkästen gemischt) durch Fachpersonal installiert. Die genauen

Anbringungsorte sind im Zuge der Ausführungsplanung von einem Fledermausexperten

festzulegen.

Die Maßnahmen werden  einer Herstellungs- und Funktionskontrolle unterzogen. Die exakte

Ausgestaltung der Maßnahmen ist im Zuge der Ausführungsplanung (LAP) vorzunehmen. Die

Umsetzung der Maßnahme erfolgt in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde.

Maßnahme 10 A

CEF

: Gemarkung Hodenhagen, Flur 14, Flurstück 48 (östlicher Teil, ca.

11.000 m²):

Auf der Maßnahmenfläche (Extensiv-Grünland) werden in Bewirtschaftungsrichtung randlich

zwei ca. 30 m breite Altgras-/Saumstreifen (halbruderale Gras- und Hochstaudenflur) entwickelt,

die alle zwei bis drei Jahre jeweils zur Hälfte gemäht werden. Die übrigen Grünlandbereiche

werden weiterhin extensiv als ein- bis zweischürige Mähwiese bewirtschaftet.

Falls nicht bereits verbindlich geregelt, ist für das extensive Grünland, außerhalb der Altgras- /

Saumstreifen, als frühester Mahdtermin der 15 Juni festzusetzen. Das Grünland ist gemäß der

aktuellen Nutzung als extensives Grünland zu bewirtschaften.

Für die Bewirtschaftung der Altgras- /Saumstreifen gelten folgende Nutzungsauflagen:

- Mahd der Teilflächen außerhalb der Brutzeit des Rebhuhns im Herbst (ab September)

- Mahd von innen nach außen oder von einer Seite ausgehend

- Abtransport des Mahdguts von der Fläche

- keine Nutzungsaufgabe

- kein Umbruch, keine Neuansaat, Nach- oder Reparatursaat

- kein Einsatz von Pestiziden

- keine Silagemieten oder Lagerung von sonstigem Material, Geräten etc. auf der Fläche

- Eine bedarfsweise Ca-Mg-K Düngung ist nach Bedarf und Absprache mit der UNB zulässig

- eine Bekämpfung unerwünschter Tier- oder Pflanzenarten ist mit der UNB abzustimmen.

Die Funktionskontrolle erfolgt maßnahmenbezogen. Es ist sicherzustellen, dass die Maßnahme

fachgerecht umgesetzt wird und die Entwicklung optimaler Lebensraumstrukturen für die Zielart

(Rebhuhn) gewährleistet ist. Da es sich um eine vorgezogene Ausgleichsmaßnahme i.S.d.

§ 44 BNatSchG (CEF-Maßnahme) handelt, muss die Funktion der Maßnahme bis spätestens zu

Beginn der auf die Baumaßnahme folgenden Brutperiode des Rebhuhns nachgewiesen sein.

§ 13 Durchführung / Zuordnung der Maßnahmen zur Kompensation, § 1a Abs. 3 BauGB /

Überwachung

Die Pflanz- und Kompensationsmaßnahmen werden durch den Eingriffsverursacher gemäß

folgender Konkretisierung hergestellt, gepflegt und dauerhaft erhalten. Sämtliche

Kompensationsmaßnahmen werden dem durch den Bebauungsplan Nr. 36 verursachten Eingriff

zugeordnet. Die Überwachung der Kompensationsmaßnahmen erfolgt durch die Gemeinde

Hodenhagen. Auf Grundlage von § 178 BauGB kann die Gemeinde Hodenhagen den

Eigentümer durch Bescheid verpflichten, sein Grundstück innerhalb der gesetzten Frist

entsprechend der Festsetzungen des Bebauungsplanes zu bepflanzen.

Die Pflanzmaßnahmen nach § 10 der textlichen Festsetzungen erfolgen durch den

Grundstückseigentümer / Vorhabenträger. Die Maßnahmen nach §§ 11, 12 der textlichen

Festsetzungen erfolgen durch die Gemeinde Hodenhagen / den Erschließungsträger unter

teilweiser Inanspruchnahme der Naturschutzstiftung Heidekreis
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Bebauungsplan Nr. 36

„1. Erweiterung Gewerbegebiet Nord“

mit Teilaufhebung Bebauungsplan Nr. 32

„Krusenhausener Weg“

mit 2 Teilflächen (A, B)

mit örtlicher Bauvorschrift
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